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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Der Bundesminister für Verkehr 

Pr.Zl. 5.906/38-I/1-71 

J .pf<f. der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiocle 

,~ jA.n. 
-zu-35 jJ. 
Präs. a~L __ ~]c .~~~.1972 

ANFRAGEBEANTvfORTUNG 

betreffend die schriftliche AnfrEge der Abgeordneten 
zum Nationalrat Regensburger und Genossen: "Personal­
situation bei den Tiroler Postämtern" (Nr.35/J-NR/71 
vom 2.Dezember 1971) 

Zu obiger Anfrage erlaube ich mir, folgendes mit­
zuteilen: 

Zu Punkt 1) 

Die Personalschwierigkeiten im Bereich der Post- und 
Telegraphendirektion Innsbruck sind mir bekannt. Sie 

hab~n ihre Ursache insbesondere darin 9 daß in den ver­
gangenen Jahren der in den Dienstpostenplänen der Post­
und Telegraphenanstalt zugebilligte Personalstand trotz 
der von Jahr zu Jahl." steigenden Verkehrsleistungen im 
Post- und Fernmeldedienst erheblich hinter dem nach den 
bestehenden Personalbemessungsrichtlinien ermittelten 
Kräftebedarf zurückblieb. Die Situation hat sich z\'rar 
mittlerwe~le etwas gebessert, weil in den Dienstposten­

plänen 1971 und 1972 eine leichte Anhebung der Dienst­
postenvorgenommen wurde, doch scheitert eine grund­

legende Beruhigung der Personalsituation an der be­
stehenden angespannten Arbeitsmarktlage. 
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Um die gesetzlichen Erl1olungsurle.ube abwickeln und 

bestimmte vordringliche Arbeiten, insbesondere auf 
dem Fernmeldesektor, vornehmen zu können, hat die 

Bundesregierung der Post-und Telegre.pheriverwal tu.ng 
jeweils im Siyme des Punktes 2 ltbs.1 des 'Allgem~jinen 
Teiles des Dienstpostenplanes die Zustin~ung erteilt, 
in einem bestimmten Umfang zusätzliche Vertragsbedien­

stete aufzunehmen. 1 .. 1s Urlaubsersatzkräfte wurden hie­

bei vornehmlich Hochschüler und Schüler Allgemein­

bildender Höherer Lehranstalten veri'lendet. Auf diese 

Weise konnte bisher in allen Fällen sichetgestellt 

werden, daß die Post- und Telegraphenbediensteten 

ihren Erholungsurlaub ungekürzt -",Bnn auch häufig 
geteilt - konsumieren konnten. So wurden Euch im 
Jahre 1971 in der Zeit von Jänner bis einschließlich 

November 70,8 Prozent des gesamten Urlaubsanspruches 
abgewickelt. Da nach den gesetzlichen Bestimmungen der 

:BrholungsurlEub 1971 erst bis zum 30.April 1972 ver­
braucht werden muß, dieser Urlaubsanspruch aber sogar 

bis zum Ende des Jahres 1972 gewahrt bleibt, wenn. 
dienstliche Interessen einer frillleren Urlaubsabwick­
lung entgegenstehen, v/ird auch der den Post- und 
Telegraphenbediensteten fUr 1971 zustehende Erholungs­
urlaub ungekürzt gewährt werden könnbn. 

Die Post- und Telegraphenverv'laltung ist bemüht, aJ.le 

Möglichkeiten auszuschöpfen, dRS Personal sparsam 
einzusetzen. Beispielsweise bringt der Einsatz von 

Ha.us1:)rieffachaniagen, die r:Iotorisierüng der JJand­

,~ustellung, die Nechanisierung im, Scha:L ter- und 
Umlei tedie.nst siche:i:'lich personelle Vorteile; dennoch 

\'lirdaber der Postbetriebsdienst im "lesentlichen immer 

personalintensiv bleiben. Unter diesen Umständen ist 

es unvermeidliCh, daß ein Teil der fehlenden Kräfte 

durch Überstundenleiztungen wettgemacht werden muß. 
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f.1l. den• P1,lYlkten 2) unU~ 

Im Zusammenhang rui t der Einfü.hrung der" 5-'L1age-Woe;he 

pei den Postämtern ab 1. J!'ebru8r 1972 und der dEmi t 

verbundenen Neuer~ittlung des Personalstandes sowie 

durch die Erhöhung der Personalstände infolge der 
ver~tärkten Investitionen auf dem Telefonsektor au~ 

Grund des Fernmelde-Investitionsgesetzes wird es 

möglich sein, eine weitere Verbesserung auf dem 

Personalsektor zu erreichen. 

Wien, am 17,. J,änner 1972 

Der Bundesminister: 
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